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 Einblicksrecht des Betriebsrats in Brutto-
entgeltlisten 

Das Bundesarbeitsgericht hat folgenden Sach-
verhalt entschieden: 

Die Arbeitgeberin führt Bruttoentgeltlisten ihrer 
Arbeitnehmer in elektronischer Form, welche 
unter anderem auch die Namen der Arbeitneh-
mer enthalten. Auf ein Gesuch des Betriebsrats, 
gemäß § 80 Abs. 2 BetrVG, Einsicht in die Brut-
toentgeltlisten zu erhalten, gewährt die Arbeit-
geberin diesem nur die Einsicht in eine anony-
misierte Fassung. Hiergegen wendet sich der 
Betriebsrat und verlangt die Liste mit den Klar-
namen der Arbeitnehmer einsehen zu dürfen. 

Das Bundesarbeitsgericht weist die Be-
schwerde der Arbeitgeberin zurück, das Ein-
blicksrecht des Betriebsrats erfasst nach An-
sicht des Bundesarbeitsgerichts die Listen des 
Arbeitgebers in der Form, in der der Arbeitgeber 
sie führt. Wenn diese Listen die Klarnamen der 
Arbeitnehmer enthalten, muss der Betriebsrat 
auch die Klarnamen einsehen dürfen. Der Ar-
beitgeber hatte sich im Verfahren unter ande-
rem darauf berufen, dass durch § 13 Abs. 3 Ent-
gelttransparenzgesetz folge, dass das Ein-
sichtsrecht des Betriebsrats auch nur anonymi-
sierte Listen betreffe. Dieser Auffassung erteilte 
das Bundesarbeitsgericht aber eine Abfuhr, 
dass das Einsichtsrechts des Betriebsrats 
durch die Regelungen des Entgelttransparenz-
gesetzes beschränkt werden sollten, lässt sich 
der Gesetzesbegründung nicht entnehmen. 

Das Bundesarbeitsgericht führt in der Entschei-
dung auch aus, dass der Betriebsrat nur ein 
Einsichtsrecht bezüglich bereits bestehender 
Listen hat, er kann vom Arbeitgeber nicht die 
Erstellung nicht vorhandener Unterlagen ver-
langen. 

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 
07.05.2019 - 1 ABR 53/17 

 Kündigung wegen übler Nachrede per 
WhatsApp-Nachricht 

Das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg 
hat eine fristlose Kündigung, die eine Arbeitge-
berin während der Probezeit ausgesprochen 
hat, auf der Basis folgenden Sachverhalts für 

begründet erachtet, nachdem das Arbeitsge-
richt Stuttgart die Kündigung noch für unwirk-
sam eingestuft hatte:  

Die Arbeitnehmerin, wenige Tage nach Beginn 
des Arbeitsverhältnisses, richtete eine 
WhatsApp-Nachricht an eine Kollegin und 
führte in dieser aus, dass sie zwar nicht wisse, 
ob das stimmt, der Vater des Geschäftsführers 
sei aber wohl ein verurteilter Vergewaltiger und 
deswegen wolle die ganze Stadt nichts mehr 
mit ihm zu tun haben. Dies will die spätere Klä-
gerin in einem Gespräch mit einem Bekannten 
in einem Café erfahren haben. Dass die Be-
hauptung unzutreffend ist, erfuhr die Mitarbeite-
rin erst im Rahmen der Kündigung. 

Die Empfängerin der WhatsApp-Nachricht in-
formierte den Geschäftsführer, dieser sprach 
die fristlose, hilfsweise ordentliche Kündigung 
aus. Die ordentliche Kündigung war während 
der Probezeit ohnehin unproblematisch, sodass 
die Gerichte nur die fristlose Kündigung zu 
überprüfen haben. 

Das Landesarbeitsgericht gab der Berufung 
des Arbeitgebers statt, da die Weitergabe einer 
ehrenrührigen Behauptung über WhatsApp in 
einem Zweier-Chat den Tatbestand des Ver-
breitens einer unwahren ehrenrührigen Tatsa-
che im Sinne von § 186 StGB erfülle. 

Das Landesarbeitsgericht spricht weiterhin aus, 
dass auch eine Abmahnung nicht erforderlich 
gewesen sei, da in Anbetracht der Strafbarkeit 
des Verhaltens für die Klägerin erkennbar war, 
dass eine Hinnahme durch die Beklagte offen-
sichtlich ausgeschlossen ist. Auch die Interes-
senabwägung falle zu Ungunsten der Klägerin 
aus. 

Häufig ist Arbeitnehmern nicht bewusst, dass 
auch ehrverletzende Äußerungen eine Straftat 
darstellen können. Die Entscheidung des Lan-
desarbeitsgerichts führt insoweit die bisherige 
Linie der Rechtsprechung fort, dass erhebliche 
Ehrverletzungen, die einen Straftatbestand er-
füllen, einen Kündigungsgrund darstellen. 

Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg, Ur-
teil vom 14.03.2019 - 17 Sa 52/18 
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 Schlussrate beim Bauträgervertrag erst 
nach Beseitigung sämtlicher Mängel! 

Das Kammergericht Berlin hat mit einer Ent-
scheidung vom 26.02.2019 eine für Bauträger 
weit reichende Entscheidung getroffen. 

Der zugrunde liegende Sachverhalt sah, soweit 
es um die hier mitzuteilenden Punkte geht, wie 
folgt aus: 

Die Erwerber haben, nachdem der Bauträger 
die Besitzübergabe und Herausgabe der Woh-
nungsschlüssel von der Zahlung der Schluss-
rate abhängig gemacht hatte, die Schlussrate 
im Juni 2016 bezahlt, zu diesem Zeitpunkt la-
gen noch bei der vorangegangenen Abnahme 
vorbehaltene Mängel vor. 

Sowohl das Landgericht Berlin wie das Ober-
landesgericht Berlin verurteilen den Bauträger 
zur Rückzahlung der erhaltenen Schlussrate, 
da im Zeitpunkt der Anforderung der Schluss-
rate eine vollständige Fertigstellung noch nicht 
vorgelegen hatte. Die vollständige Fertigstel-
lung setzt die Beseitigung der sogenannten 
“Protokollmängel“, also der bei der Abnahme zu 
Protokoll gerügten Mängel voraus. Fordert der 
Bauträger dem entgegen eine Schlussrate, ob-
wohl die Voraussetzungen für die Fälligkeit 
nicht erfüllt sind, verstößt er gegen ein gesetzli-
ches Verbot und darf die Zahlung gar nicht ent-
gegennehmen, weshalb er sie wie im vorliegen-
den Falle wieder zurückzahlen muss, § 3 Abs. 
2 MaBV. 

Der Entscheidung lässt sich nicht entnehmen, 
ob die Mängel im Zeitpunkt des Urteils bereits 
beseitigt waren. Hintergrund war eine pro-
zessuale Besonderheit, die Kläger hatten im so-
genannten Urkundsprozess auf Rückzahlung 
geklagt, in dem eine Beweiserhebung zum Vor-
handensein der Mängel über ein Sachverstän-
digengutachten nicht statthaft ist. Der Bauträger 
wird das im sogenannten Nachverfahren dann 
beweisen müssen (dass er die Mängel beseitigt 
hatte) und wird dann die Kaufpreisrate bekom-
men. 

Für Bauträger bedeutet dies, dass sie mit be-
sonderer Vorsicht einerseits bei der Anforde-
rung von Raten vorzugehen haben (die zu frühe 
Anforderung stellt auch eine Ordnungswidrig-
keit dar) und vor allem sich natürlich um die un-
verzügliche Abstellung sämtlicher Protokoll-
mängel kümmern sollten. 

Kammergericht, Urteil vom 26.02.2019 - 27 U 
9/18 

 

 Zur sogenannten lenkenden Ausschlagung 

Die Ausschlagung einer Erbschaft ist grund-
sätzlich endgültig und führt dazu, dass der Erbe 
seine Stellung als Beteiligter am Nachlass ver-
liert. Eine Ausschlagung sollte daher nicht vor-
schnell erklärt werden sondern wohl überlegt 
sein. Das OLG Düsseldorf hatte sich mit Be-
schluss vom 12.03.2019 (I-3 Wx 166/17) mit ei-
nem Fall der sogenannten lenkenden Ausschla-
gung mit der bezweckt wird, dass eine be-
stimmte Person Erbe wird, zu befassen. Der 
Erblasser hatte kein Testament, dafür aber als 
gesetzliche Erben seine Ehefrau, einen Sohn 
und eine Tochter hinterlassen. Die Kinder woll-
ten erreichen, dass ihre Mutter Alleinerbin wird 
und haben sich nach vorheriger Beratung bei 
einem Notar dazu entschieden, die Erbschaft 
auszuschlagen. Leider hatte der Notar bei sei-
ner Beratung übersehen, dass es einen Bruder 
des Erblassers gibt und die Ausschlagung nicht 
das gewünschte Ergebnis zur Folge hatte. 
Denn nach der Ausschlagung der Kinder war 
deren Mutter und Ehefrau des Erblassers nicht 
Alleinerbin sondern weiterhin nur Miterbin, nun-
mehr zwar mit einer höheren Quote aber neben 
dem Bruder des Erblassers, dem 1/4 des Nach-
lasses zustand. Daraufhin erklärte die Tochter 
die Anfechtung der Ausschlagung gegenüber 
dem Nachlassgericht, weil die Folge, dass der 
Bruder ihres Vaters Miterbe wird, bei der Aus-
schlagung nicht beabsichtigt war. 

Das OLG ist in dem Beschluss nunmehr zum 
einen dem Notar (weil dieser ansonsten voraus-
sichtlich für den Beratungsfehler gehaftet hätte) 
und zum anderen auch der ausschlagenden 
Tochter beiseite gesprungen und hat entschie-
den, dass die Anfechtung der Ausschlagung 
möglich ist. Denn das mit der Ausschlagung 
verfolgte Ziel, dass ihre Mutter Alleinerbin wird, 
wurde verfehlt. An einem beachtlichen 
Rechtsirrtum ändert auch nichts, dass die Toch-
ter zuvor rechtlich beraten war, wenn unabhän-
gig hiervon das vorgenommene Rechtsge-
schäft wesentlich andere als die beabsichtigten 
Wirkungen erzeugt hat. Dies war aus Sicht des 
OLG der Fall, weil es den Ausschlagenden aus-
schließlich darum ging, dass die Mutter/Ehefrau 
des Erblassers Alleinerbin wird. 
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Mit dem OLG ist davon auszugehen, dass bei 
einer lenkenden Ausschlagung der Ausschla-
gende seine Erklärung wegen Inhaltsirrtums 
anfechten kann, wenn das Verfehlen des Len-
kungsziels darauf beruht, dass die Erbschaft bei 
einer anderen Person als beabsichtigt eintritt. 
Besser ist es aber in einem solchen Fall die 
Rechtsfolgen genau zu prüfen und insbeson-
dere die Ausschlagung unter eine Bedingung 
zu stellen. Hätten die Kinder nämlich die Aus-
schlagung nur mit der Bedingung erklärt, dass 
dadurch ihre Mutter Alleinerbin wird, wäre das 
Problem gar nicht entstanden. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 12.03.2019 - 
I-3 Wx 166/17 

 Zur Auslegung eines Ehegattentestaments, 
in welchem Erben für den Fall des "gleich-
zeitigen Ablebens" eingesetzt wurden 

Eine aktuelle Entscheidung des Bundesge-
richtshofs (Beschluss vom 19.06.2019 - IV ZB 
30/18) zeigt einmal mehr, wie wichtig es ist, 
dass Erblasser in einem Testament möglichst 
genau formulieren und ihren Willen klar zum 
Ausdruck bringen, um spätere Auslegungs-
schwierigkeiten und Streitigkeiten zu vermei-
den. Folgender Sachverhalt lag der Entschei-
dung zugrunde: 

Die Erblasserin hatte gemeinsam mit ihrem vor-
verstorbenen Ehemann ein gemeinschaftliches 
Testament errichtet, in dem sich die Ehegatten 
zu Alleinerben eingesetzt haben. Etwas später 
wurde folgender Zusatz angefügt: 

"Für den Fall eines gleichzeitigen Ablebens er-
gänzen wir unser Testament wie folgt: Das Erb-
teil soll gleichmäßig unter unseren Neffen bzw. 
Nichte [...] aufgeteilt werden." 

Neffen und Nichte streiten sich nunmehr mit der 
Cousine der Erblasserin, der gesetzlichen Er-
bin, um den Nachlass. Der Ausgang des 
Rechtsstreits hängt insbesondere davon ab, ob 
die Einsetzung der Neffen/Nichte nur für den 
Fall des gleichzeitigen Ablebens gilt oder auch 
für den Fall, dass die Ehegatten nacheinander 
versterben. 

Das OLG Frankfurt hat entschieden, dass die 
Erbeinsetzung nach dem Wortlaut nur für den 
Fall des gleichzeitigen Ablebens gelten soll und 
dass es keine Anhaltspunkte für einen darüber 
hinausgehenden Willen der Erblasserin gibt, 
wonach die Regelung auch für den Fall gelten 
solle, dass die Ehegatten zeitlich nacheinander 
versterben. Diese Entscheidung hat der BGH 
nunmehr bestätigt und dabei die Grundsätze 
der Testamentsauslegung wiederholt. Danach 
ist generell der wirkliche Wille des Erblassers zu 
erforschen und nicht an dem buchstäblichen 
Sinn der Erklärung festzuhalten. Der Erblasser-
wille geht jedoch nur dann einer anderen Inter-
pretation, die der Wortlaut zulässt, vor, falls er 

formgerecht erklärt wurde, d. h. er muss zumin-
dest andeutungsweise in dem Testament zum 
Ausdruck gekommen sein. 

Vorliegend spielt es aus Sicht des BGH keine 
Rolle, ob es dem Willen der Erblasserin ent-
sprach, die Neffen/Nichte auch für den Fall, 
dass sie zeitlich nach ihrem Ehemann verstirbt, 
als Erben einzusetzen, weil sich dem Testa-
ment hierzu jedenfalls nichts entnehmen lässt. 
Demgemäß wäre ein entsprechender Wille also 
nicht maßgeblich. 

Da die Erblasserin und ihr Ehemann nicht mehr 
befragt werden können, bleibt offen, ob das Er-
gebnis des BGH deren Willen entspricht. Rich-
tig ist es aber gleichwohl, weil zur Schlusserbe-
neinsetzung im Testament nichts steht. Hier 
hätten sich die Erblasserin und ihr Ehemann 
klarer äußern müssen und wären gut beraten 
gewesen, vor der Verfassung des Testaments 
juristische Unterstützung durch einen Notar o-
der Erbrechtsanwalt hinzuzuziehen. 

BGH, Beschluss vom 19.06.2019 - IV ZB 30/18 

 

 Zuweisung der Ehewohnung nach der Tren-
nung 

Soweit sich Eheleute dauerhaft trennen ent-
steht oftmals Streit darüber, ob bzw. wem die 
alleinige Nutzung der bisher gemeinsamen 
Wohnung zusteht. Im Falle der Trennung kann 
ein Antrag auf Zuweisung gemäß § 1361b BGB 
gestellt werden, was jedoch voraussetzt, dass 
für den antragstellenden Ehegatten durch die 
gemeinsame Nutzung eine „unbillige Härte" be-
steht, diese kann sich auch aus der Beeinträch-
tigung gemeinsamer Kinder ergeben. Aufgrund 
der Situation auf dem Wohnungsmarkt, insbe-
sondere in Großstädten/Ballungszentren, fällt 
es schwerer, eine Wohnung zu finden, demge-
mäß steigt das Interesse daran, sich mit der al-
leinigen weiteren Nutzung der Ehewohnung 
durchzusetzen. Insoweit hatte das OLG Ham-
burg in einem Beschluss vom 07.03.2019 - 12 
UF 11/19 (FamRZ 2019, 1405) über einen Woh-
nungszuweisungsantrag der Ehefrau zu ent-
scheiden. 

Nach dem mitgeteilten Sachverhalt handelte es 
sich um eine 2 1/2 Zimmer-Wohnung mit ca. 67 
m², aus der Ehe sind zwei minderjährige Kinder 
hervorgegangen, zwischen den Ehegatten be-
standen massive Streitigkeiten, welche verbal 
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ausgetragen wurden, auch in der Wohnung. In 
einem vorangegangenen Eilverfahren war eine 
Teilregelung getroffen worden, hinsichtlich der 
Nutzungszeiten durch den Ehemann. Zum Zeit-
punkt der Entscheidung durch das OLG Ham-
burg war das Trennungsjahr abgelaufen, die 
Streitigkeiten hatten sich jedoch nicht verrin-
gert. Nach Anhörung der Kinder und Stellung-
nahmen des Jugendamtes wurden diese durch 
die bestehenden Streitigkeiten beeinträchtigt. 

Im Ergebnis wurde dem Zuweisungsantrag der 
Ehefrau stattgegeben. Tragende Gründe waren 
die Beeinträchtigung der Kinder, welche über-
wiegend durch die Ehefrau betreut und versorgt 
wurden, aufgrund der Streitigkeiten innerhalb 
der Wohnung sowie der bereits längerdauern-
den Trennung, mit Ablauf des Trennungsjahres, 
was die Anforderungen an die Feststellung ei-
ner unbilligen Härte reduziert. Weiter war rele-
vant, dass beengte Wohnverhältnisse bestan-
den, die Wohnung keine guten Möglichkeiten 
geboten hat, Konfliktpotenzial zu reduzieren. 

Die Entscheidung könnte nach einer längeren 
Trennungsphase innerhalb der zuvor gemein-
sam genutzten Wohnung, bei gemeinsamen 
Kindern, dem betreuenden Elternteil dazu ani-
mieren, verstärkt Anträge auf Zuweisung der 
Wohnung zu stellen, soweit diese wirtschaftlich 
gehalten werden kann. 

OLG Hamburg, Beschluss vom 07.03.2019 - 12 
UF 11/19 

 

 Cookies zu Analyse-/Werbezwecken - Nicht 
ohne meine Einwilligung! 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit 
Urteil vom 01.10.2019 (C-673/17) eine wichtige 
Entscheidung zur Zulässigkeit von Cookies ge-
troffen. Danach ist die Verwendung von Coo-
kies auf einer Internetseite jedenfalls dann nur 
nach vorheriger ausdrücklicher Einwilligung des 
Nutzers zulässig, wenn diese für die Nutzung 
der Seite nicht zwingend erforderlich sind. 

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: 

Die Planet49 GmbH veranstaltete auf ihrer In-
ternetseite ein Gewinnspiel zu Werbezwecken. 
Um an dem Gewinnspiel teilnehmen zu können, 
mussten die Internetnutzer ihre Daten einge-
ben, wobei sich unter den Eingabefeldern zwei 
mit Ankreuzkästchen versehene Hinweistexte 

befanden, mit denen das Einverständnis zur 
Datennutzung und Weitergabe an Sponsoren 
sowie zur Webanalyse abgefragt wurde. Die 
Ankreuzkästchen waren bereits mit einem vor-
eingestellten Häkchen versehen, welches der 
Nutzer aktiv hätte entfernen müssen (Opt-Out). 
Der Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. 
hat die Planet49 GmbH auf Unterlassung ver-
klagt und der Bundesgerichtshof hat die Ange-
legenheit im Hinblick auf europarechtliche Fra-
gen zur Vorabentscheidung dem EuGH vorge-
legt. 

Der EuGH hat entschieden, dass bei der Ver-
wendung technisch nicht notwendiger Cookies 
die vorherige Einwilligung des Nutzers erforder-
lich ist. Insbesondere ein Opt-Out reicht inso-
weit nicht, weil es unmöglich ist, zu klären, ob 
der Nutzer einer Internetseite dadurch, dass er 
ein vorangestelltes Ankreuzkästchen nicht ab-
gewählt hat, tatsächlich seine Einwilligung zur 
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten 
gegeben hat. Für die Verwendung technisch 
nicht notwendiger Cookies ist demgemäß ein 
aktives Handeln des Nutzers erforderlich. Die 
Wirksamkeit der Einwilligung hängt dabei ins-
besondere davon ab, dass der Nutzer umfas-
send informiert wird und seine Einwilligung in 
Kenntnis der vollen Sachlage erteilt. Zur Infor-
mation gehört dabei insbesondere auch die 
Funktionsdauer der Cookies und ob Dritte Zu-
griff auf die Daten erhalten können. 

Die Entscheidung betrifft nicht nur Online-
Händler oder Plattformbetreiber sondern letzt-
lich jeden, der auf seiner Internetseite Cookies 
verwendet. Ausnahmen gelten nach Art. 5 Abs. 
3 S. 2 der ePrivacy-Richtlinie (Richtlinie 
2002/58/EG) für unbedingt erforderliche Coo-
kies. Wer nicht notwendige Cookies (insbeson-
dere Tracking-Cookies) verwendet, muss zu-
künftig darauf achten, dass die bisher häufig 
verwendeten Cookie-Banner, in welchen ein 
Einverständnis des Nutzers vorausgesetzt wird, 
einer Überprüfung durch die Rechtsprechung 
nicht mehr standhalten wird. Voraussetzung ist 
vielmehr, dass der Nutzer, bevor ein Cookie ge-
setzt wird, seine Einwilligung hierzu erklärt. 
Demgemäß muss insbesondere also beim Tra-
cking sichergestellt werden, dass dieses erst 
beginnt, wenn der Nutzer zugestimmt hat. 

EuGH, Urteil vom 01.10.2019 - C-673/17 
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 Klausel über Bearbeitungsentgelt für Treu-
handauftrag bei Darlehensablösung unwirk-
sam  

Eine Allgemeine Geschäftsbedingung, in wel-
cher sich eine Bank vom Verbraucher ein "Be-
arbeitungsentgelt für Treuhandaufträge" bei ei-
ner "Ablösung Kundendarlehen 100,00 EUR" 
versprechen lässt, ist unangemessen benach-
teiligend und damit unwirksam. 

Der beanstandeten Klausel unterfallen vor al-
lem solche Fälle, in welchen Bankkunden ihre 
bei ihrer Bank bestehende Darlehen von ande-
ren Kreditinstituten ablösen lassen und ge-
stellte Sicherheiten unter Erteilung von Treu-
handauflagen auf das Fremdinstitut übertragen 
lassen möchten. Lässt sich dabei die Bank die 
Leistung im Zusammenhang mit der Ablösung 
(z. B. in Form der Rückgewähr von Sicherheiten 
wie einer Grundschuld) vergüten, handelt es 
sich bei der Entgeltklausel um eine Preisneben-
abrede, die der Inhaltskontrolle nach § 307 BGB 
unterliegt.  

Der Anwendungsbereich der Klausel ist aber 
nicht auf den vorbenannten Bereich be-
schränkt. Es wird auch der Fall erfasst, wonach 
die Bank als neue Darlehensgeberin im Rah-
men der Ablösung eines bei einem anderen 
Kreditinstitut bestehenden Darlehensvertrags 
tätig wird. Die Bank nimmt aber mit der Bestel-
lung, Verwaltung und Verwertung von Sicher-
heiten eigene Vermögensinteressen wahr, wes-
halb ihr damit verbundener Aufwand regelmä-
ßig mit dem gemäß § 488 Abs. 1 Satz 2 BGB zu 
zahlenden Zins abzugelten ist. Ein zusätzliches 
Entgelt kann daher nicht verlangt werden. Die 
Klausel hält daher der Inhaltskontrolle nicht 
stand und ist deshalb gemäß § 307 Abs. 1 Satz 
1, Abs. 2 Nr. 1 BGB unwirksam. 

BGH, Urteil vom 10.09.2019 - XI ZR 7/19 

 

 

 Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) als 
Mietvertragspartei 

Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) als 
Außengesellschaft ist rechtsfähig. Verbreitet 
sind als Vermieter Grundstücksgemeinschaf-
ten, die Geschäftszentren errichten und die da-
rin liegenden Räume vermieten, als Mieter So-
zietäten von Freiberuflern, die Räume für die 
gemeinsame Tätigkeit anmieten. Schon häufig 
haben wir in unserem Newsletter Schriftform-
probleme behandelt, wenn eine BGB-
Gesellschaft Mietvertragspartei ist, denn dann 
reicht es nicht, wenn nur einer von mehreren 
Gesellschaftern unterzeichnet, mag er auch im 
Innenverhältnis zur Einzelvertretung berechtigt 
sein (BGH NZM 2003, 801). 

Für die Verbindlichkeiten der GbR haften deren 
Gesellschafter unbeschränkt mit ihrem Vermö-
gen. Um in das Privatvermögen der Gesell-
schafter vollstrecken zu können, reicht ein Urteil 
gegen die GbR jedoch nicht, erforderlich ist ein 
Titel gegen den jeweiligen Gesellschafter. Nun 
geht aber aus der Bezeichnung der GbR im 
Mietvertrag häufig nicht hervor, aus welchen 
Gesellschaftern die GbR besteht. Deshalb 
sollte die andere Vertragspartei darauf beste-
hen, dass entweder im Mietvertrag angegeben 
oder vor Vertragsabschluss bekannt gegeben 
wird, wer Gesellschafter der GbR ist, um An-
sprüche auch gegen die Gesellschafter durch-
setzen zu können. 

Das Landgericht Dortmund hat mit Beschluss 
vom 18.03.2019 - 1 S 9/19 - zwar entschieden, 
dass eine GbR als Mietvertragspartei verpflich-
tet ist, dem Vertragspartner die Namen und Ad-
ressen der Gesellschafter bekanntzugeben. Bis 
ein derartiger Anspruch eingeklagt und rechts-
kräftig entschieden ist, vergeht aber häufig viel 
Zeit. Diesen Aufwand kann man unschwer 
dadurch vermeiden, dass man bei Vertragsab-
schluss auf die Bekanntgabe der Gesellschafter 
und deren Adressen besteht. Ferner empfiehlt 
sich im Mietvertrag eine dahingehende Rege-
lung, die GbR zu verpflichten, den Vertrags-
partner über jedweden Gesellschafterwechsel 
zu informieren. 

Im Beschluss vom 18.03.2019 - 1 S 9/19 - führt 
das Landgericht Dortmund aus, dass der Ver-
tragspartner einer GbR ein berechtigtes und 
schutzwürdiges Interesse an der namentlichen 

mailto:hier@recht-bekommen.hn
http://www.recht-bekommen.hn/


 

- 6 - 

 

  Südstraße   Telefon (07131) 59 412 - 20 65    E-Mail hier@recht-bekommen.hn                          

 74072 Heilbronn                          Telefax (07131) 59 412 - 99   Internet www.recht-bekommen.hn  

. 

Benennung der Gesellschafter und deren Ad-
resse hat. Im konkreten Fall hatte der Mieter ei-
nen Mietvertrag mit einer GbR abgeschlossen 
und nach Beendigung des Mietverhältnisses 
drohte eine gerichtliche Auseinandersetzung. 
Das Landgericht Dortmund führt aus, der Mieter 
kann nicht darauf verwiesen werden, zunächst 
den Versuch zu unternehmen, seine Ansprüche 
gegen die GbR durchzusetzen. Um auch die 
gesamtschuldnerisch haftenden Gesellschafter 
der GbR in Anspruch nehmen und auch ent-
sprechend vollstrecken zu können, war der Mie-
ter auf die entsprechenden Adressen und die 
Namen der Gesellschafter angewiesen. Hierbei 
konnte die GbR den Mieter nicht darauf verwei-
sen, sich die Informationen selbst zu beschaf-
fen, sei es durch Einsichtnahme in das Grund-
buch oder durch die Einholung von Auskünften 
des Einwohnermeldeamts. Hierzu ist ein Ver-
tragspartner einer GbR nicht verpflichtet. Auch 
steht die DSGVO einem Auskunftsanspruch 
nicht entgegen. Das Interesse der GbR an der 
Geheimhaltung von Namen und Adressen der 
Gesellschafter überwiegt keineswegs das Aus-
kunftsinteresse des Mieters, vielmehr überwiegt 
gerade das Interesse des Mieters daran, die la-
dungsfähige Anschrift der Gesellschafter des 
Vermieters sowie deren Namen zu erfahren. 

Landgericht Dortmund, Beschluss vom 
18.03.2019 - 1 S 9/19 

 Räumung von Gewerberaum per einstweili-
ger Verfügung? 

In der Wohnungsmiete ordnet § 940 a Abs. 2 
ZPO an, dass die Räumung von Wohnraum 
auch durch einstweilige Verfügung gegen einen 
Dritten angeordnet werden kann, der im Besitz 
der Mietsache ist, wenn gegen den Mieter ein 
vollstreckbarer Räumungstitel vorliegt und der 
Vermieter vom Besitzerwerb des Dritten erst 
nach dem Schluss der mündlichen Verhand-
lung Kenntnis erlangt hat. In der Gewerberaum-
miete gilt diese Vorschrift nicht. Mit einem krea-
tiven Urteil vom 13.09.2019 - 2 U 61/19 - hat 
das Oberlandesgericht Frankfurt am Main nun-
mehr aber die Auffassung vertreten, die Wer-
tung des § 940 a Abs. 2 ZPO sei auf die Gewer-
beraummiete übertragbar, obgleich die Norm 
weder direkt noch analog auf Gewerberäume 
anwendbar ist. 

Klägerin war die Hauptmieterin eines Ge-
schäftslokals in einem Einkaufscenter in Frank-
furt am Main. Sie hatte die Mietsache zum Be-
trieb eines Backshops an Frau UM als Unter-
mieterin überlassen. Nach diesem Vertrag war 
Frau UM weder zu einer weiteren Untervermie-
tung noch zu einer sonstigen Gebrauchsüber-
lassung an Dritte berechtigt. Wegen erheblicher 
Zahlungsrückstände kündigte die Klägerin das 
Vertragsverhältnis fristlos. Das Landgericht 
Frankfurt am Main verurteilte Frau UM zur Räu-

mung und Herausgabe der Räume an die Klä-
gerin. Daraufhin stellte Frau UM ihre Mietzah-
lungen fast vollständig ein. Vor dem für den 
07.09.2017 für die Zwangsräumung angesetz-
ten Termin beantragte sie Räumungsschutz, da 
ihre wirtschaftliche Existenz gefährdet sei. Sie 
teilte ferner mit, sie habe die Geschäftsräume 
bereits gemäß Mietvertrag vom 03.07.2016 an 
eine XY GmbH untervermietet, die nunmehr Al-
leinbesitzerin sei. Eine Zwangsräumung konnte 
daher nicht erfolgen. Die XY GmbH wurde auf 
Antrag der Klägerin durch Urteil vom 
04.10.2018 zur Räumung und Herausgabe an 
die Klägerin verurteilt. Vor dem für den 
13.12.2018 angesetzten Termin zur Zwangs-
räumung ließ die Verfügungsbeklagte VB mit 
Anwaltsschreiben mitteilen, Frau UM habe das 
Objekt gemäß vorgelegtem Untermietvertrag 
an sie untervermietet, woraufhin die Zwangs-
räumung erneut nicht vollzogen wurde. 

Durch Beschluss vom 06.03.2019 gab das 
Landgericht Frankfurt am Main der Verfügungs-
beklagten VB auf Antrag der Klägerin im Wege 
der einstweiligen Verfügung auf, die von ihr in-
negehaltenen Gewerberäume im Einkaufszent-
rum in Frankfurt am Main, Europa-Allee 6, 
60327 Frankfurt am Main, genutzt als Shop für 
Back- und Konditoreiwaren, zu räumen und an 
die Klägerin herauszugeben. Durch Urteil vom 
08.04.2019 hat das Landgericht Frankfurt am 
Main die einstweilige Verfügung vom 
06.03.2019 bestätigt. Die dagegen gerichtete 
Berufung war erfolglos. Das Oberlandesgericht 
Frankfurt am Main führt aus, dass der Klägerin 
gegen VB ein Anspruch auf Räumung und Her-
ausgabe der Geschäftsräume zusteht, da das 
Hauptuntermietverhältnis mit UM beendet ist 
und die Klägerin mithin auch von der Beklagten, 
welcher Frau UM den Besitz an den Räumlich-
keiten überlassen hat, Räumung und Heraus-
gabe verlangen kann (§ 546 Abs. 1, 2 BGB). 
Das war rechtlich völlig unproblematisch. 
Höchst interessant ist aber die Frage, ob dieser 
Anspruch im Wege einstweiliger Verfügung 
durchgesetzt werden kann. Hierzu meint das 
Oberlandesgericht Frankfurt am Main, der Er-
lass einer einstweiligen Verfügung zur Rege-
lung des Rechtsverhältnisses zwischen den 
Parteien durch Anordnung der Räumung und 
Herausgabe der Geschäftsräume an die Kläge-
rin sei zur Abwendung wesentlicher Nachteile 
für die Klägerin geboten (§ 940 ZPO). Die Ver-
weisung der Klägerin auf das Hauptsachever-
fahren käme ausnahmsweise einer Rechtsver-
weigerung gleich. Es sei zu erwarten, dass die 
vormalige Untermieterin Frau UM oder deren 
jetzige Untermieterin, die Beklagte, vor Durch-
führung einer Räumungsvollstreckung aus ei-
nem Hauptsachetitel den Besitz an der Mietsa-
che erneut an einen Dritten weitergeben wür-
den. Dabei sei allerdings die gesetzliche Rege-
lung des § 940 a Abs. 2 ZPO, nach welcher die 
Räumung von Wohnraum durch einstweilige 
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Verfügung auch gegen einen Dritten angeord-
net werden darf, der im Besitz der Mietsache ist, 
wenn gegen den Mieter ein vollstreckbarer Räu-
mungstitel vorliegt und der Vermieter vom Be-
sitzerwerb des Dritten erst nach dem Schluss 
der mündlichen Verhandlung Kenntnis erlangt, 
auf ein Mietverhältnis von Geschäftsräumen 
nicht anwendbar (vgl. Kammergericht Berlin, 
GE 2019, 797 f.; OLG Celle, MW 2015, 711 f.). 
Diese gesetzliche Erleichterung der Räu-
mungsvollstreckung im Wohnraummietrecht 
soll der Vollstreckungsvereitelung in diesem 
Bereich entgegenwirken und insoweit die 
Rechte der Gläubiger und deren berechtigtes 
Vollstreckungsinteresse an der Räumung eines 
Mietobjekts stärken. Diese gesetzliche Wertung 
hat aber nicht zur Folge, dass entsprechende 
Interessen eines Gläubigers im Bereich der 
Vermietung von Geschäftsräumen unberück-
sichtigt bleiben müssten. Vielmehr zeigt die ge-
nannte gesetzliche Regelung nach Auffassung 
des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main, 
dass sogar im Bereich des Wohnraummiet-
rechts der Schutz des Besitzes an Mieträumen, 
dem regelmäßig ganz erhebliche Interessen 
des Besitzers zugrunde liegen, eingeschränkt 
werden kann. Die Interessen eines Mieters von 
Geschäftsräumen sind nicht von vornherein hö-
her und die Interessen eines Vermieters von 
Geschäftsräumen sind nicht von vornherein ge-
ringer zu bewerten (vgl. KG, GE 2019, 797 f.; 
OLG München, ZMR 2018, 220 ff.; OLG Dres-
den, NZM 2018, 335 ff.; kritisch hierzu 
Guhling/Günter/Geldmacher, Gewerberaum-
miete, 2. Aufl. 2019, 16. Teil, Abschnitt 1, Kap. 
3 E, Rn. 33 ff. m.w.N.). Die Klägerin sei sowohl 
auf eine Räumung der von ihr selbst angemie-
teten Geschäftsräume als auch auf deren Her-
ausgabe an sie dringend angewiesen. Da sie 
selbst für die Räume die laufende Zahlung von 
Miete an ihre Vermieterin schuldet, benötigt sie 
die Herausgabe der Räumlichkeiten für eine 
entsprechende wirtschaftliche Verwertung der 
Räume durch ihre Weitervermietung zur Finan-
zierung ihrer eigenen Mietzahlungsverpflich-
tung. Dass es sich bei der Klägerin um ein gro-
ßes Unternehmen handelt, das über zahlreiche 
weiterzuvermietenden Geschäftsräume verfügt, 
steht dem nicht entgegen. 

Die Begründung des Oberlandesgerichts 
Frankfurt am Main ist meines Erachtens dog-
matisch nicht haltbar. Nachdem eine analoge 
Anwendung von § 940 a Abs. 2 ZPO aus 
Rechtsgründen (es fehlt an einer unbewussten 
Regelungslücke) nicht in Betracht kommt, wi-
derspricht es Grundsätzen rechtlichen Den-
kens, die in § 940 a Abs. 2 ZPO zum Ausdruck 
gekommene Wertung auf die Geschäftsraum-
miete zu übertragen, denn dies ist nichts ande-
res als eine hier unzulässige Analogie mit ande-
ren Worten. Bevor man also eine einstweilige 
Verfügung beantragt, muss man stets sorgfältig 

prüfen, welche Rechtsauffassung das zustän-
dige Oberlandesgericht vertritt. Zu einer Klä-
rung durch den Bundesgerichtshof wird es nicht 
kommen, denn im einstweiligen Verfügungsver-
fahren ist ein Rechtsmittel gegen die Entschei-
dungen des Oberlandesgerichts nicht gegeben. 

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil 
vom 13.09.2019 - 2 U 61/19 

 

 Bemessung der Wertminderung 

Wird ein Kraftfahrzeug beschädigt, ist grund-
sätzlich anerkannt, dass trotz der Möglichkeit 
zur vollständigen (technisch einwandfreien) Re-
paratur als Ersatzanspruch die Erstattung einer 
Werteinbuße für den (theoretischen) Fall der 
Veräußerung als Wertminderung in Betracht 
kommt. In der Vergangenheit wurde für diese 
Schadensposition schematisch ein Anspruch 
ausgeschlossen, soweit ein Fahrzeug älter als 
fünf Jahre oder mit einer Laufleistung über 
100.000 km betroffen war. Diese schematische 
Betrachtung wurde nach überwiegender Auf-
fassung und Rechtsprechung aufgegeben, un-
ter Berücksichtigung der Entwicklung der Fahr-
zeugtechnik, mit erheblich verlängerter Nut-
zungsdauer, damit auch einhergehenden höhe-
ren Zeitwerten auch bei älteren Fahrzeugen 
bzw. Fahrzeugen mit höherer Laufleistung. 

Es verbleibt dann jedoch der Umstand, dass 
eine Vielzahl unterschiedlicher Berechnungs-
methode besteht, mit sehr unterschiedlichen 
Ergebnissen. Insoweit hatte sich das Amtsge-
richt Marbach in einem Urteil vom 20.03.2019 - 
1 C 457/18 (DAR 2019, 524) mit der berücksich-
tigungsfähigen Wertminderung bei einem Pkw, 
mit einem Fahrzeugalter von 62 Monaten und 
einer Laufleistung von 147.000 km zu beschäf-
tigen. Der Wiederbeschaffungswert (Zeitwert 
auf dem Gebrauchtwagenmarkt) wurde mit 
EUR 21.000,00 eingeschätzt, die Reparatur-
kosten haben brutto EUR 18.137,16 betragen, 
es wurde repariert. Nach dem vorgerichtlich 
durch den Geschädigten eingeholten Gutach-
ten wurde die Wertminderung mit EUR 1.400,00 
angegeben, die gegnerische Versicherung hat 
EUR 350,00 erstattet. 

Durch das Amtsgericht Marbach wurden die 
Grundlagen umfangreich dargelegt, durch die 
maßgebliche Rechtsprechung belegt. Danach 
wurde zunächst ausgeführt, dass starre Gren-
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zen, in Bezug auf Fahrzeugalter und Laufleis-
tung, nicht mehr zugrunde gelegt werden kön-
nen, im Übrigen diese Schadenposition der 
Höhe nach der richterlichen Schadensschät-
zung nach § 287 ZPO unterliegt. Es wurde wei-
ter festgestellt, dass eine Vielzahl von Berech-
nungsmethoden besteht, bereits in einer außer-
gerichtlichen Stellungnahme durch den beauf-
tragten Gutachter dargelegt. 

Sodann hat das Amtsgericht Marbach darauf 
Bezug genommen, dass die Berechnungsme-
thode nach Ruhkopf/Sahm (VersR 1962, 593 f.) 
durch den Bundesgerichtshof als Berechnungs-
methode ausdrücklich gebilligt wurde, sowie mit 
entsprechenden weiteren Rechtsprechungshin-
weisen. Das Gericht hat sodann festgestellt, 
dass nach dieser Berechnungsmethode von ei-
ner Wertminderung in Höhe von EUR 1.644,42 
auszugehen sei. Letztendlich wurde deshalb, 
auch mangels substantiierter Einwände gegen 
die einzelnen Berechnungen von Beklagten-
seite, der geforderte Minderungsbetrag von ins-
gesamt EUR 1.400,00, im Rahmen der Scha-
densschätzung bestätigt. 

Amtsgericht Marbach, Urteil vom 20.03.2019 - 
1 C 457/18 

 

 Vertretung in der WEG-Versammlung mög-
lich? 

In Versammlungen der Eigentümer können sich 
die einzelnen WEG-Mitglieder durch beliebige 
Personen vertreten lassen. Anders ist dies, 
wenn in der Teilungserklärung Beschränkun-
gen vereinbart sind. Häufig findet man Be-
schränkungen, wonach eine Vertretung nur 
durch Ehegatten, andere Wohnungseigentümer 
oder Verwalter möglich ist. 

Der BGH hatte darüber zu entscheiden, ob ju-
ristische Personen derartigen Beschränkungen 
unterliegen und bejahendenfalls einen Mitarbei-
ter mit der Vertretung in der Versammlung be-
vollmächtigen können. Nach ihrem Wortlaut ist 
die Regelung in der Teilungserklärung zwar al-
lein auf natürliche Personen zugeschnitten und 
nicht auf juristische Personen, bei denen eine 
Vertretung durch einen Ehegatten schon be-
grifflich nicht in Frage kommt. Die Teilungser-
klärung weist insoweit aber eine unbeabsich-
tigte Regelungslücke auf, da an den Fall, dass 
eine juristische Person Wohnungseigentümerin 

ist, bei Errichtung der Teilungserklärung offen-
sichtlich nicht gedacht wurde, so der BGH. 
Diese Lücke ist dahingehend zu schließen, 
dass nicht nur natürliche, sondern auch juristi-
sche Personen der Vertretungsbeschränkung 
der Teilungserklärung unterliegen. 

Das bedeutet aber nicht, dass das Organ der 
juristischen Person allein zur Teilnahme be-
rechtigt sei. Denn durch die Teilnahme eines 
aufgrund seiner Zugehörigkeit zu dem Unter-
nehmen der juristischen Person mit den Ange-
legenheiten der Wohnungseigentümergemein-
schaft vertrauten Mitarbeiters wird dem mit der 
Vertretungsklausel verfolgten Zweck, Einflüsse 
Dritter weitgehend auszuschließen, Rechnung 
getragen, da von ihm gemeinschaftsfremde 
Einwirkungen nicht zu erwarten sind. Daher 
wäre es sachlich nicht zu rechtfertigen, wenn 
eine juristische Person, die ihre Interessenver-
tretung nicht in die Hände des Verwalters oder 
eines anderen Wohnungseigentümers legen 
will, nur durch ihren organschaftlichen Vertreter 
an der Eigentümerversammlung teilnehmen 
dürfte, so der BGH weiter. Eine Vertretungs-
klausel ist regelmäßig des Weiteren ergänzend 
dahin auszulegen, dass sich eine juristische 
Person in der Eigentümerversammlung jeden-
falls auch von einem Mitarbeiter einer zu dem-
selben Konzern gehörenden (weiteren) Toch-
tergesellschaft vertreten lassen darf, wenn 
diese für die Verwaltung der Sondereigentums-
einheiten zuständig ist, so der BGH. 

Will das Organ der juristischen Person, die Mit-
glied der WEG-Gemeinschaft ist, nicht selbst an 
der Versammlung teilnehmen, sondern Dritte 
bevollmächtigen, ist durch Einsicht in die Tei-
lungserklärung zu prüfen, ob Beschränkungen 
vereinbart sind. Der BGH stellt dabei die juristi-
schen Personen den natürlichen im konkreten 
Fall gleich. 

BGH, Urteil vom 28.06.2019 - V ZR 250/18 
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